
Offene Grenzen statt  Hölle von
Moria!
Am Sonntag brach im Geflüchtetencamp Moria auf der griechischen Insel
Lesbos ein gewaltiges Feuer aus. 2 Wohncontainer standen in Flammen und
rissen mindestens 2 Menschen – eine Mutter mit ihrem Kind – in den Tod. Die
Bewohner_innen des für 3000 Menschen ausgelegten und aktuell von ca. 13
000  Menschen  bewohnten  Camps  reagierten  mit  Protest  und
Ausschreitungen. Die Repression ließ nicht auf sich warten: Während also
das Feuer wütete, griff die griechische Polizei die Menschen zusätzlich mit
Tränengas  an.  Auf  weiterhin  täglich  stattfindende  Proteste  reagierte
Griechenlands neue konservative Regierung mit einer massiven Verstärkung
der auf der Insel stationierten Polizeieinheiten.

Das Camp Moria wurde aufgrund der unmittelbaren Nähe der Insel Lesbos
zur Türkei seit 2015 schnell zum „Hotspot“. Seinen berüchtigten Ruf erhielt
die  „Hölle  von  Moria“  aufgrund  der  haltlosen  Überbelegung  und  der
unmenschlichen Zustände im Inneren. Bewohner_innen berichteten mehrfach
von stundenlangen Warteschlangen für Mahlzeiten, miserablen hygienischen
Zuständen  und  brutaler  Gewalt.  Frauen,  Kinder  und  Angehörige
unterdrückter Minderheiten wie zum Beispiel Kurd_innen leiden besonders
unter den katastrophalen Zuständen.

Die seit der Etablierung des sogenannten EU-Türkei-Deals zurückgegangene
Anzahl von Neuankünften schoss in den letzten Monaten erneut in die Höhe
und erreichte Ausmaße, wie sie zuletzt 2015 verzeichnet wurden. Allein im
September schafften es ca.  4800 Menschen von der Türkei auf die Insel
Lesbos. Daneben existieren jedoch auch viele weitere griechische Inseln in
der Umgebung, an deren Küsten täglich Boote ankommen. Wir vermuten,
dass  die  vielen  Neuankünfte  ihren  Ursprung  in  den  angespannten
Beziehungen zwischen der Türkei und der EU haben. So könnte Erdogan mit
einer Lockerung des EU-Türkei-Deals drohen, also bewusst mehr Menschen
aus der Türkei nach Griechenland durchlassen, um die EU unter Druck zu
setzen,  ihm bei  seinen  Invasionsplänen  in  Syrien  nicht  in  die  Suppe  zu
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spucken.

Weiterhin werden täglich Menschen in das ohnehin überfüllte Moria-Camp
deportiert.  Die  Lage  vor  Ort  spitzt  sich  deshalb  weiter  zu  und  die
Protestierenden fordern eine Überführung auf das Festland. Griechenlands
Regierungspartei  „Nea  Dimokratia“  reagiert  mit  Repression  und
Asylrechtsverschärfungen,  so  wie  sie  es  auch  in  ihrem  rassistischen
Wahlkampf  angekündigt  hatte.  Eine  Krisensitzung  des  Ministerkabinetts
beschloss  10  000  Menschen  wieder  in  die  Türkei  abzuschieben  und
geschlossene Gefängnisse für abgelehnte Asylsuchende zu errichten. Anstatt
sich den unmenschlichen Zuständen in Moria anzunehmen und den Leuten
Schutz  vor  Verfolgung,  Krieg  und  Armut  zu  gewähren,  setzt
Ministerpräsident  Mitsotakis  auf  den  Ausbau  der  Festung  Europa  und
schnelle Abschiebungen. Rückendeckung erhält er dabei von Politiker_innen
der EU, wie zB. auch vom deutschen „Heimatminister“ Horst Seehofer.

Linke,  Antifas,  soziale  Bewegungen  und  vor  allem  die  Gewerkschaften
müssen  den  Protesten  in  Moria  nun  zur  Seite  stehen  und  gemeinsam
Widerstand gegen die „Nea Diktatura“ aufbauen. Gründe dafür gibt es viele:
So ließ Mitsotakis in seiner kurzen Amtszeit bereits mehrere besetzte Häuser
in Athen räumen und schaffte das nach der Militärdiktatur 1982 etablierte
„Universitäts-Asyl“  ab.  Seine  Politik  ist  es,  die  bereits  von  der  Syriza-
Vorgängerregierung  eingeführten  Repressionsmaßnahmen zu  verschärfen.
Auf gemeinsame Großdemos müssen deshalb Streiks in Betrieben, Unis und
Schulen  folgen,  um die  von  Mitsotakis  und EU-Minister_innen geplanten
Abschottungs-, Abschiebe und Sparmaßnahmen zu stoppen. Wir fordern:

Schluss  mit  der  „Hölle  von  Moria“!  Wohnungen  statt  überfüllter
Container! Für sofortige dezentrale Unterbringungsmaßnahmen!

Volle  Staatsbürger_innenrechte  für  alle!  Für  die  Aufnahme  aller
Geflüchteten  in  die  Organisationen  unserer  Klasse,  statt
nationalistische  Spaltung!

Für die Rücknahme aller rassistischen und repressiven Maßnahmen
der  Nea-Dimokratia-Regierung und den sofortigen  Stopp des  EU-



Türkei-Deals!

Fähren statt Frontex und offene Grenzen statt Festung Europa!

Was  kommt  nach  den
Landtagswahlen?
Am 1. September fanden in Sachsen und
Brandenburg die Landtagswahlen statt. Gleich
vorweg: eine Regierungsbildung mit der AfD kann in
beiden Bundesländern nahezu ausgeschlossen
werden. Dennoch machen die vorläufigen
Endergebnisse deutlich, dass der gesellschaftliche
Rechtsruck weiter voranschreitet und dieser äußert
sich vor allem in den Wahlerfolgen für die
rechtspopulistische AfD. Sie konnte als einzige
Partei in den Prozentpunkten zweistellig zulegen
und ist sowohl in Sachsen wie auch in Brandenburg
als zweitstärkste Kraft aus den Wahlen
hervorgegangen. In Sachsen kommt die AfD
demnach auf 27,5% (Vgl. 2014: 9,7%, +17,8%) und
in Brandenburg auf 23,5 % (Vgl. 2014: 12,2%,
+11,3%). In Sachsen konnte die regierende CDU
(32,1%, -7,3%) und in Brandenburg die SPD (26,2%,
-5,7%) sich zwar jeweils als stärkste Partei
behaupten, beide mussten jedoch heftige Verluste
hinnehmen.
In Sachsen erzielte die SPD mit 7,7% (-4,7%) das
historisch schlechteste Ergebnis seit jeher. DIE
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LINKE verlor im Vergleich zur letzten Landtagswahl
7,9% und konnte mit 10,7% noch gerade so ein
zweistelliges Ergebnis einfahren. Die Grüne konnte
von der Klimakrise profitieren und kam auf 8,6%
(+2,9%).
In Brandenburg erreichte die CDU 15,6% (-7,4%),
DIE LINKE 10,7% (-7,9%), die Grüne 10,8% (+4,6%)
und die Freien Wähler ziehen erstmals mit 5%
(+2,3%) in den Landtag ein. Die FDP ist in beiden
Wahlen knapp an der 5%-Hürde gescheitert.
Prognose: Wer regiert uns jetzt?
Aufgrund der massiven Verluste für die
Regierungsparteien und da sowohl die CDU in
Sachsen als auch die SPD in Brandenburg einer
Zusammenarbeit mit der AfD kategorisch eine
Absage erteilen, wird die Regierungsbildung
besonders kompliziert. In Sachsen ist die Bildung
einer sogenannten Kenia-Koalition, also eine
Regierung aus CDU, SPD und Grünen, am
wahrscheinlichsten. Eine Minderheitsregierung hat
Ministerpräsident Kretschmer (CDU)
ausgeschlossen. In Brandenburg wäre eine Kenia-
Konstellation ebenfalls möglich, jedoch hätte auch
Rot-Rot-Grün eine knappe Mehrheit. Doch egal wer
uns in Zukunft regiert, drei Dinge stehen jetzt schon
fest: 1. das bürgerliche Parteiensystem bröckelt,
deutliche Regierungsmehrheiten, geschweige denn
Einparteien-Regierungen, gehören der
Vergangenheit an. 2. Ob Kenia-Koalition oder Rot-
Rot-Grün: bürgerliche Parteien wie CDU, SPD und
Grüne handeln nicht im Interesse von uns
Jugendlichen und ArbeiterInnen, sondern verfolgen
eine neoliberale, oft auch rassistische



(Abschiebungen, Asylgesetzverschärfungen) Politik
im Interesse der herrschenden Klasse und
unterscheiden sich von der rechtspopulistischen AfD
bestenfalls durch die Verwendung einer zaghafteren
Rhetorik. 3. Der eindeutige Wahlsieg für die AfD
zeigt deutlich auf, dass es einen tiefgreifenden
gesellschaftlichen Rechtsruck gibt, dem die
etablierten Parteien nichts entgegenzusetzen
haben. Ganz im Gegenteil haben sie diesen mit
ihrer neoliberalen Politik mit zu verantworten.
Ursachen für den Rechtsruck
Wenn wir von einem gesellschaftlichen Rechtsruck
reden, meinen wir damit das weltweite erstarken
rechtspopulistischer und faschistischer Kräfte
infolge der Weltwirtschaftskrise. Nach dem
Ausbruch der Wirtschaftskrise wurden überall die
Verluste der Krise sozialisiert, genauer gesagt die
Lasten der Krise auf den Rücken der ArbeiterInnen
abgewälzt. Gleichzeitig wurden große Banken, die
„too bog to fail“ waren, mit massiven
Finanzinvestitionen auf Kosten der Werktätigen
gerettet und die Besitzenden konnten weiter
horrende Profite einfahren. Die Krise zog nicht nur
Arbeitsplatzvernichtung, die Ausweitung von
prekären Arbeitsverhältnissen wie Leih- und
Teilzeitarbeit, Lohnkürzungen, sogenannte
Sparmaßnahmen und Sozialabbau nach sich,
sondern verschärfte auch die internationalen
Spannungen zwischen den imperialistischen
Nationen, den untereinander konkurrierenden
Regionalmächten und entflammte einen Kampf um
die Neuaufteilung der Welt.
Vor dem Hintergrund dieser verstärkten Konkurrenz



der kapitalistischen Staaten untereinander brachen
regionale Kriege wie in Syrien, Jemen, Lybien usw.
aus, die für die Flucht von Millionen Menschen
maßgeblich verantwortlich waren. Während also
einerseits die Kosten der kapitalistischen Krise
überall der lohnabhängigen Bevölkerung in
Rechnung gestellt wurden, profitierten andererseits
vor allem rechtspopulistische Parteien von den
Folgen dieser Krise, indem diese die sogenannte
Flüchtlingskrise (eine unmittelbare Folge der
kapitalistischen Weltwirtschaftskrise) gezielt für ihre
rassistische Propaganda benutzten und damit von
den tatsächlichen Ursachen der vorherrschenden
Probleme ablenkten. Dies war insbesondere möglich
vor dem Hintergrund des wiederholten Verrats der
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien (z.B. LINKE,
SPD), die ja fleißig mitgeholfen haben, die
Krisenkosten auf die Arbeiter_Innen abzuwälzen,
statt den Kampf gegen diese Frechheit zu
organisieren. Dass diesen Parteien kaum noch
jemand glaubt, sie würden sich für die Interessen
der Arbeiter_Innen einsetzen belegt nicht zuletzt die
Katastrophe, die die Wahlen für die SPD, vor allem
aber DIE LINKE bedeutet haben.
Die etablierten Parteien haben mit ihrer unsozialen,
neoliberalen Politik zurecht viel an Zuspruch
verloren und zugleich auf den Rechtsruck mit einer
einer Anpassung der eigenen Politik und Rhetorik an
die rassistische Stimmungsmache reagiert. Selbst
innerhalb der Partei DIE LINKE wurden Stimmen
nach einer Obergrenze für Geflüchtete laut. Der
Rechtsruck vollzog sich also in allen Parteien und
bestärkte die WählerInnen rechtspopulistischer
Parteien, statt diese vom eigenen Programm zu



überzeugen.
Was können wir dagegen tun?
Doch wie können wir den Rechtsruck aufhalten?
Und vor allem: was kommt jetzt auf uns zu? Die
kommenden fünf Jahre werden kein
Zuckerschlecken für linke AktivistInnen. In Sachsen
können die CDU und die AfD zusammen bequem
Mehrheiten für reaktionäre, repressive Gesetze
erreichen. Doch auch unter einer Kenia-Koalition
(CDU-SPD-Grüne) würde mit hoher Sicherheit die
bisherige neoliberale Sparpolitik fortgesetzt werden,
auch eine Zunahme der Repression gegen
Bewegungen wie Fridays For Future kann nicht
ausgeschlossen werden. Selbst wenn in
Brandenburg rot-rot-grün zustande kommt ist dies
kein Grund zur Freude, wie vergangene und
aktuelle, derartige Regierungskonstellationen
eindrücklich zeigen (Arbeitsplatz-Abbau,
„Sparmaßnahmen“, Privatisierungen,
Abschiebungen, repressive Polizeieinsätze usw.).
Um den Rechtsruck aufzuhalten braucht es eine
breit aufgestellte, schlagkräftige linke Bewegung,
die eine antikapitalistische und sozialistische
Antwort auf die kapitalistische Krise selbstbewusst
auf die Straße trägt und die in den Betrieben,
Schulen und Unis verankert ist. Hierzu braucht es
die Einheit aller Organisationen der
ArbeiterInnenklasse in der Aktion, also die
Zusammenarbeit der Gewerkschaften, linken
Parteien und Gruppen, um eine soziale und
antirassistische Bewegung, die imstande ist, dem
Rechtsruck etwas entgegenzusetzen, aufbauen zu
können. Wir müssen die fortschrittlichen



Bewegungen, den Antirassismus und die
Umweltfrage, miteinander in einen Zusammenhang
bringen und mit einer antikapitalistischen
Perspektive verbinden. Die eigentliche Schwierigkeit
der kommenden Kämpfe wird darin liegen, dem
Rechtsruck und Rassismus offensiv
entgegenzutreten und gleichzeitig die notwendige
Kritik an den künftigen bürgerlichen
Regierungskoalitionen und ihrer neoliberalen Politik
auf die Straße zu tragen. Denn eins ist sicher: Im
Kampf gegen die Rechten, gegen den Klimawandel
und für eine lebenswerte Zukunft dürfen wir uns
nicht auf die bürgerlichen und reformistischen
Parteien verlassen. Eine Zukunft ohne Rassismus,
Klimawandel, Grenzen und Ausbeutung wird nicht
durch alle 5 Jahre wählen gehen erstritten. Eine
solche Zukunft können wir nur selbst erkämpfen.

Landtagswahlen  im  September:
Mach dich fit  für Diskussionen
mit „besorgten Bürgern“
4 Thesen der AfD und warum sie falsch sind!

Leonie Schmidt und Ljudmila Barrett

Vielen von uns Jugendlichen dürfte wohl klar sein, dass die AfD ziemlich
scheiße  ist.  Und  gerade  mit  den  bald  stattfindenden  Landtagswahlen  in
Sachsen rücken sie und ihre Aussagen wieder ins Rampenlicht. Was aber
macht man, wenn sie und ihre Anhäger_Innen oder Leute, die politisch noch
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nicht  so  richtig  gefestigt  sind,  anfangen,  ihre  Meinungen  zum  Thema
Geflüchtete, Familienpolitik, Sozialabbau und Umweltzerstörung kundzutun?
Einfach ignorieren, weil sind ja eh Nazis? Oder diskutieren?

Sicherlich muss man immer unterscheiden, mit wem man es zu tun hat. Mit
knallharten Neonazis oder AfD-Lokalpolitiker_Innen wird sich die Diskussion
wohl kaum lohnen und es wäre eher angebracht diese Leute zu bekämpfen.
Aber was ist mit dem Kumpel, der dieses Jahr das erste Mal wählt und sich
nicht so richtig entscheiden kann, aber mit der AfD sympathisiert? Hier kann
sich diskutieren lohnen. Auch gegen die AfD-treuen Geschichtslehrerin kann
man argumentieren und so die ganze Klasse auf seine Seite ziehen.

Aus diesem Grund haben wir hier für euch einige Positionen der AfD
auseinandergenommen.

1. Die AfD interessiert sich 0 für ernsthaften Umweltschutz. Die AfD will
aus allen staatlichen Programmen und Vereinbarungen aussteigen, die zur
Reduzierung der Umweltzerstörung führen.  Begründet wird das so:  hohe
CO²-Werte in der Luft seien gar nicht so schlimm für die Umwelt, sondern
seien die Quelle für Nährstoffe für Pflanzen und Bäume – ergo je mehr CO²,
umso mehr Pflanzen.

Auch  behaupten  sie,  dass  der  Temperaturanstieg  der  letzten  Jahrzehnte
völlig natürlich und keinesfalls menschengemacht sei und dass, wer wirklich
etwas für die Umwelt tun will, es doch bitte im heimatlichen Schrebergarten
tun sollte.

Die AfD will sich durch ihre Argumentation aus der Verantwortung ziehen.
Wenn es  keine  menschengemachte  Klimaveränderung gibt,  brauchen wir
Menschen auch nichts dagegen zu tun.

Wissenschaftlich betrachtet ist ihre Aussage Bullshit. Es stimmt zwar, dass
CO² ein relevanter Nährstoff fürs Pflanzenwachstum ist. Jedoch verstärkt die
aktuell stetig steigende durch Menschen verursachte Konzentration von CO²
in der Atmosphäre den Treibhauseffekt erheblich und kann gerade einmal
zur Hälfte von Pflanzen und Ozean absorbiert werden.



Auch die Aussage, dass Warm- und Kaltzeiten völlig normal seien, ist nicht
100  prozentig  falsch,  jedoch  verläuft  der  gegenwärtige  globale
Temperaturanstieg erwiesenermaßen schneller als die Erwärmungsphasen
während der letzten zwei Jahrtausende. Außerdem deuten viele Merkmale
der  aktuellen  Erwärmung  (etwa  das  räumliche  Trendmuster)  auf  den
Menschen  als  Ursache.

Umweltschutz im heimatlichen Garten – für die Bienen und so – klingt doch
erstmal  gut?  Naja,  so  einfach  ist  das  nicht.  Der  Kapitalismus  ist  ein
weltweites  System  und  somit  ist  es  unmöglich  in  seinem  sächsischen
Schrebergarten die Umwelt vor den bevorstehenden massiven Zerstörungen
zu  retten.  Der  Rückzug  in  die  Dorfidylle  ändert  nichts  an  den
Umweltzerstörung in nicht-imperialistischen Ländern (Halbkolonien). Diese
sind  hauptsächlich  die  Leidtragenden  der  Klimakatastrophe,  die  im
Wesentlichen  von  imperialistischen  Ländern  wie  Deutschland  verursacht
wird. Dieser Prozess sorgt auch für neue Fluchtursachen: Naturkatastrophen
und verschwendete Ressourcen werden im Jahre 2050 vermutlich für 200
Millionen Geflüchtete sorgen.

2.  Die  AfD  ist  homophob  und  sexistisch.  Die  AfD  ist  dagegen,  dass
homosexuelle Paare dieselben Rechte haben wie heterosexuelle Paare. Das
betrifft Erleichterungen bei der Steuerzahlung und das Adoptionsrecht. Auch
spricht  sich  die  AfD  gegen  das  sogenannte  Gender-Mainstreaming  aus.
Hinter dem Begriff  steht,  dass gesellschaftspolitische Entscheidungen die
unterschiedlichen  Lebenssituationen  und  Interessen  von  Frauen  und
Männern  gleichermaßen  berücksichtigen,  um  auf  diese  Weise  die
Gleichstellung  der  Geschlechter  durchzusetzen.

Die AfD hat Angst, dass die klassische Familienstruktur „ausstirbt“. Diese
bürgerliche Familie, bestehend aus Mann, Frau und Kind(ern) ist weiterhin
die idealtypische Vorstellung in unserer Gesellschaft. Laut rechtsradikalen
und konservativen Kräften werde diese immer wieder durch Feminismus,
Abtreibungen  und  nicht-heterosexuellen  Menschen  und  ihren
Beziehungsmodellen  angegriffen.

Die AfDler_Innen leben aber nicht nur ein bisschen in der Vergangenheit. Die



bürgerliche Familie hat nämlich auch einen realen Nutzen im Kapitalismus:
die unbezahlte Hausarbeit. Damit Menschen arbeiten gehen und ihre volle
Arbeitskraft  ausschöpfen können (und somit  volle Gewinne für die Bosse
einfahren können), müssen sie natürlich einigermaßen gut genährt, gesund
und  ausgeruht  sein.  Damit  dies  gewährleistet  werden  kann,  braucht  es
Hausarbeit. Obwohl es also für die Kapitalist_innen zwingend notwendig ist,
dass  die  Arbeiter_innen  wieder  am nächsten  Tag  auf  der  Matte  stehen
können, bezahlen sie nicht dafür. Traditionell bekommt dann die Frau in der
bürgerlichen Familie die Aufgabe, für Kindererziehung, Küche, Haushalt und
emotionale Arbeit zu sorgen, heutzutage meist auch neben der eigentlichen
Lohnarbeit. Kinder erziehen. Das bringt den Kapitalist_Innen also noch mehr
Profit ein, da sie sich nicht um die Regenerierung und Reproduktion ihrer
Arbeiter_Innen finanziell kümmern müssen. Mit der Emanzipation der Frau
und  LGTBIA*-Menschen  wird  dieses  traditionelle  Familienbild  aber
aufgebrochen, klar also, dass die AfD, die die Interessen der Kapitalist_Innen
vertritt, etwas dagegen hat! Logischerweise ist unbezahlte Arbeit aber super
scheiße und LGTBIA*-Menschen und Frauen unterdrücken natürlich auch.
Deswegen sind wir für die Vergesellschaftung der Hausarbeit – raus aus der
einzelnen Familie, rein in die solidarische Gesellschaft!

3.  Die AfD ist  neoliberal.  Die AfD versucht sich immer wieder als neue
Partei  des  kleinen Mannes darzustellen.  Ob durch Gauland,  der  die  AfD
konkret als „Partei der kleinen Leute“ bezeichnete oder auf Wahlplakaten mit
Aufschriften  wie  „Vertritt  die  Interessen  der  kleinen  Leute,  statt  sie  zu
verraten“ oder „Grenzen sichern. Sozialstaat schützen.“ Leider war sie damit
oft erfolgreich.

Gegen  das  „Establishment“,  gegen  die  „Lügenpresse“,  gegen  die
„herrschende  Elite“:  bei  vielen  Lohnabhängigen,  die  sich  von  ihren
traditionellen  Interessenvertreter_Innen  im  Stich  gelassen  fühlen,  fallen
diese Slogans auf fruchtbaren Boden. Mit dem Wahlkampfmotto „Wende 2.0“
stellt sie sich nun vor den Landtagswahlen als die einzige Partei dar, die die
Sorgen und Nöte der  Menschen im Osten Deutschlands aufgreife.  Dabei
entspringt die Partei genau der Elite, gegen die sie anzukämpfen scheint. In
der  Gründungssituation  verstand  sich  die  AfD  nicht  als  „Anti-



Establishmentpartei“,  sondern  als  nationalkonservativ  und  neoliberal
o r i en t i e r te  Par te i ,  gegründe t  von  Pro fessor _ Innen  und
Wirtschaftsführer_Innen. Mitgründer Bernd Lucke trat schon etwa 2005 mit
dem  „Hamburger  Appell“  in  Erscheinung,  unterstützt  von  hunderten
Wirtschaftswissenschaftler_Innen, die die Agenda 2010 verschärfen wollten,
also  für  massive  Kürzungen  für  Arbeitslose  und  Streichung  von
Urlaubsansprüchen  für  Geringverdiener_Innen  eintraten.

Ganz im Gegensatz hat die AfD nämlich in der Gesamtheit ihrer formulierten
Ziele etwa jeder sozialen Gruppe außer den deutschen Unternehmer_innen
übel mitgespielt Die AfD möchte den staatlichen Einfluss auf die Wirtschaft
insgesamt  erheblich  schwächen  und  den  Unternehmen  mehr  Spielraum
geben. Sie tritt für eine Rückbesinnung auf seine 4 Grundpfeiler, die „innere
und  äußere  Sicherheit ,  Justiz,  auswärtige  Beziehungen  und
Finanzverwaltung“,  ein.  Je  mehr  Wettbewerb,  desto  besser.  Also:
Deregulierungen des Marktes, Steuerungerechtigkeit, finanzielle Abstrafung
von Alleinerziehenden,  weitere  Ausweitung von Leih-  und Zeitarbeit  und
Erleichterung von Entlassungen.

Ginge es nach der AfD, würde die Bundesagentur für Arbeit aufgelöst und
ihre  übrigen  Aufgaben  von  kommunalen  Ämtern,  Krankenkassen  und
privatwirtschaftlichen  Versicherungen  getragen  werden.  Der  Bezug  von
Arbeitslosengeld I  soll  für Menschen,  die nicht  jahrzehntelang gearbeitet
haben,  eingeschränkt,  vor  allem aber  das  Arbeitslosengeld  II  (Hartz  IV)
durch  eine  „aktivierende  Grundsicherung“  ersetzt  werden.  Das  heißt:
S a n k t i o n e n  b i s  z u m  E n t z u g  d e s  G e l d e s ,  k o m b i n i e r t  m i t
„Beschäftigungsanreizen“. Dazu gehört die Nichtverrechnung von Teilen des
Einkommens von Hartz IV-Bezieher_Innen, die einen Teilzeitjob haben oder
einer prekären Beschäftigung nachgehen.

Arbeitslose sollen kein Geld vom Staat erhalten, sondern für zwangsweise
verrichtete  gemeinnützige  Arbeit  1000  Euro  im  Monat  erhalten.  Durch
privatisierte  Arbeitslosen-  und  Unfallversicherung  bliebe  es
Arbeitnehmer_Innen  selbst  überlassen,  sich  gegen  Arbeitslosigkeit  oder
Unfälle zu versichern. Je höher das Risiko, desto höhere Beiträge würden die
Versicherungen erheben,  wodurch  gerade  diejenigen,  die  besonders  vom



Risiko  betroffen  sind,  Probleme  mit  der  Finanzierung  der  Versicherung
bekämen.

Das  Rentenalter  soll  parallel  zum  Anstieg  der  Lebenserwartung  erhöht
werden.  Pflege  von  Alten  und  Kranken  soll  im  Rahmen  der  familiären
Umgebung erfolgen. Die AfD greift damit alle Lohnabhängigen massiv an und
unterstützt die weitere Verarmung der Bevölkerung.

Für die Reichen hingegen hat die AfD mehrere Geschenke im Programm: die
Vermögens-  und  Erbschaftssteuer  soll  komplett  abgeschafft  sowie  die
Gewerbesteuer  massiv  gekürzt  werden.  Das  Steuersystem  will  sie
dahingehend  ändern,  dass  der  Spitzensteuersatz  bei  25  prozentiger
Besteuerung  stehen  bleibt,  während  er  jetzt  bei  45%  liegt.  Durch  die
umfassende  Steuersenkung  verlöre  der  Staat  eine  seiner  wichtigsten
Einnahmequellen,  weshalb  das  Ziel  der  AfD,  die  Staatsschulden  zu
liquidieren,  also  zwangsläufig  über  Kürzungen  von  Sozialleistungen  und
Infrastrukturausgaben erreicht werden müsste. Die AfD weiß jedoch, dass sie
als politische Akteure erst zu umfassendem Einfluss gelangen können, wenn
ihnen die Verklärung ihres Eigeninteresses als Interesse der Allgemeinheit
gelingt.  Sie  wissen  diesen  Effekt  geschickt  durch  die  Darstellung  aller
feindlichen  politischen  Akteure  als  dem  allgemeinen  Interesse  bewusst
zuwiderhandelnd  zu  verstärken.  Die  Partei  will  den  Eindruck  erwecken,
gegen die gesellschaftliche Spaltung anzugehen, wobei sie tatsächlich die
Spaltung zwischen Arm und Reich weiter verstärken möchte.

Wie schafft die AfD es, diese Widersprüche zu kaschieren?

4. Die AfD ist rassistisch. Die ekelhafte Hetze der AfD gegen Geflüchtete ist
nichts Neues. Seit der sogenannten „Flüchtlingskrise“ 2015 hat die Partei
diese zu ihrem Hauptthema gemacht. Einzelne Aussagen von Politiker_Innen
der AfD sorgten immer wieder für Aufsehen, wie etwa von Poggenburg, der
die  hier  lebenden  Deutsch-Türk_Innen  als  „Kümmelhändler“  und
„Kameltreiber“  bezeichnete  oder  Beatrix  von  Storch,  die  sich  für  den
Schießbefehl an der Grenze aussprach, um sie am Grenzübertritt zu hindern.
Frau von Storch zog sich mit der Aussage, sie sei auf der Maus ausgerutscht,
aus der Verantwortung, und auch andere solche demaskierenden Ereignisse



wurden versucht als Einzelaussagen, teils als Ausrutscher, zu vertuschen.
Doch uns ist klar, dass sich nicht zufällig Politiker mit solchen Einstellungen
in der AfD tummeln – kein Teil der AfD kommt ohne Rassismus aus, jeder
Flügel der Partei ist davon durchzogen.

Die AfD lenkt die berechtigte Unzufriedenheit  von sozial  Schwachen und
Abstiegsgefährdeten  gegenüber  dem  Staat  auf  Menschen  mit
Migrationshintergrund.  Die  Darstellung von Zuwanderung und Flucht  als
gesteuerte und von etablierten Parteien und Medien geförderte Bedrohung
für  das  „deutsche  Volk“  und  dessen  Kultur  verstärkt  und  festigt  den
Ausländerhass von AfD-Anhänger_Innen, der seinen Ausdruck in Hetzjagden
und  Anschlägen  auf  Geflüchtetenunterkünfte  fand.  Die  angebliche
Ausbreitung des Islams und die „Präsenz einer ständig wachsenden Zahl von
Muslimen“ stellt laut dem Grundsatzprogramm der AfD „eine große Gefahr
für unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung“ dar. Diese
konstruierte  Bedrohung  dient  als  Legitimation  für  diverse  rassistische
Maßnahmen:  die  AfD  will  beispielsweise  islamischen  Verbänden  ihren
Körperschaftsstatus  absprechen,  Kopftuchverbot  im  öffentlichen  Dienst
durchsetzen  und  den  Bau  und  Betrieb  von  Moscheen  beschränken.

Die wirtschaftlichen Interessen bieten dem Rassismus einen hervorragenden
Anknüpfungspunkt. In der Asylpolitik bezieht sich die Partei positiv auf die
australischen  und  kanadischen  Einwanderungsgesetze,  in  denen  die
wirtschaftliche  Verwertbarkeit  ausdrücklich  im  Zentrum  der
Einwanderungspolitik  steht.  Sie  soll  sich  ausschließlich  an  der
Integrationsfähigkeit  und  den  Bedürfnissen  der  eigenen  Wirtschaft
orientieren.  Die  Aufweichung  des  Abstammungsprinzips  beim
Einbürgerungsrecht  wird  kritisiert,  die  Zulassung  einer  doppelten
Staatsbürgerschaft  bis auf wenigste Ausnahmen abgelehnt.  Im Programm
wird  von  einer  tödlichen  Bedrohung  des  Fortbestands  von  Nation  und
kultureller Einheit durch die „Ideologie des Multikulturalismus“ gesprochen.
Höcke spricht sich für eine Obergrenze unter 200.000 und eine massive
Ausweitung der Abschiebungen aus.

Mit dem Rassismus nutzt die Partei ein umfassendes Mittel zum Ansprechen
von  Wählern_Innen  aus  verschiedensten  Interessensgruppen.  Die



beängstigten Kapitalist_Innen und Kleinbürger_Innen beruhigt sie mit dem
Gedanken an Schutz vor weiterer Konkurrenz durch die Abschottung der
deutschen  Wirtschaft  durch  den  Ausstieg  aus  dem  Euro.  Den
Lohnabhängigen wird gemäßigter Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt
durch  weniger  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  versprochen.  Auch  den
Erwerbslosen oder prekär Beschäftigten erscheint es als Verbesserung der
Konkurrenzsituation, wenn der Sozialstaat sich weniger um die Geflüchteten,
mehr um sie kümmern kann.

Die AfD organisiert die soziale Unzufriedenheit ihrer Wähler_Innenschaft mit
der Verbreitung nationalistischer,  völkischer und rassistischer Hetze. Von
solchen Kräften, die die Solidarität der Arbeiter_Innenklasse zu untergraben
suchen und breite Teile ihrer Wähler_Innenschaft taktisch gezielt täuschen,
um an Macht zu kommen, geht die eigentliche Bedrohung aus.

Gegen  Klassenjustiz  und
staatliche  Repression!
Antifaschismus  ist  kein
Verbrechen
Berliner Gericht verurteilt Antirassisten

Fast ein Jahr nach dem Ersten Mai 2018 verurteilte das Amtsgericht Mitte
einen jungen Antirassisten und Genossen zu 6 Monaten Freiheitsstrafe auf
Bewährung.  Warum?  Weil  er  gemeinsam  mit  zahlreichen  anderen
AntifaschistInnen am 1. Mai 2018 gegen ein rassistisches Straßenfest der
AfD in Berlin-Pankow protestiert hatte.

Die  DemonstrantInnen  versuchten  damals,  in  Hörweite  der  rechten
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Versammlung  möglichst  lautstark  deren  Hetze  und  Demagogie
entgegenzutreten.

Die Polizei schützte an diesem Tag wieder einmal das Demonstrationsrecht
der  RassistInnen,  Rechts-PopulistInnen  und  „natürlich“  auch  von
FaschistInnen,  die  sich  gern  auf  AfD-„Festen“  tummeln.

Demgegenüber musste das Recht der GegendemonstratInnen wieder einmal
zurückstehen. Während sie versuchten, ihre Versammlung und ihren Protest
durch  Ketten  zu  verteidigen,  wurden  sie  von  Polizeikräften  abgedrängt,
geschubst und angegriffen. „Natürlich“ wurden diese Menschen dabei auch
gef i lmt  und  fotograf iert .  Schl ießl ich  s teht  der  s taat l iche
Überwachungsauftrag allemal höher als die Privatsphäre seiner BürgerInnen.

Schließlich kam es auch zu einigen Festnahmen, darunter der Genosse, der
am 30. April vor Gericht stand. Festgenommen wurde er, weil ein einziger (!)
Polizist  bemerkt haben wollte,  dass er mit einer Fahnenstange auf einen
Polizisten eingeschlagen haben soll.

Auch wenn die Festnahme einige Zeit nach der angeblichen Aktion stattfand,
so  will  der  Beamte  den  Genossen  aufgrund  seines  „markanten
Erscheinungsbildes“ erkannt haben und leitete dann die Festnahme ein. Zu
dem eigentlichen Tatvorwurf  ließ  sich  –  abgesehen von der  Behauptung
dieses einen Polizisten – kein/e weiterer ZeugIn beibringen. Eine Polizistin
wollte zwar einen heftigen Schlag auf den Kopf eines neben ihr stehenden
Kollegen bemerkt haben, ebendieser hatte den angeblich mit „voller Kraft“
geführten Schlag auf  seinen Helm nach eigener  Aussage aber  gar  nicht
bemerkt. Er trug auch eingestandenermaßen keine Verletzung davon.

Während stundenlang Video-Material von den Protestaktionen vorlag, so ließ
sich partout keine Aufnahme finden, auf der der behauptete Tatvorgang zu
sehen gewesen wäre. Schließlich, so schon die fast tröstliche Erkenntnis,
filmt die Polizei doch nicht alles. „Kameramann Zufall“ hatte offenkundig
gerade dann gepennt, als die Situation, so der Gerichtsjargon, besonders
„dynamisch“ gewesen wäre.

Verurteilung und Klassenjustiz



All das und so manche Widersprüche der ZeugInnen beeindruckten weder
Staatsanwaltschaft  noch  das  Gericht.  Wegen  angeblicher  „versuchter
gefährlicher  Körperverletzung“  und „tätlichem Angriff  auf  Polizeibeamte“
wurde er zu sechs Monaten Freiheitsentzug verurteilt, wobei die Haftstrafe
für zwei Jahre auf Bewährung ausgesetzt wurde. Damit folgte der Spruch der
Forderung der Staatsanwaltschaft. Bemerkenswert war freilich nicht nur das
Schandurteil  selbst,  das  einmal  mehr  der  Kriminalisierung  von
Antirassismus,  Antifaschismus  und  der  ansonsten  von  der  bürgerlichen
Gesellschaft  viel  beschworenen  „Zivilcourgage“  gleichkommt.
Bemerkenswert  war  auch   seine  politische  Begründung.

Der Verurteilte wurde anscheinend als „Rädelsführer“ ausgemacht.1.
Er hätte andere mit Sprechchören „angefeuert“.  Dadurch war die
Polizei auf ihn schon einige Zeit vor der angeblichen Tat aufmerksam
geworden.  Offenkundig  sollte  so  ein  Exempel  an  einem  aktiven
Antifaschisten  statuiert  werden.  Menschen,  die  sich  durch
antirassistisches Engagement deutlich hervortun, sollen offenkundig
auch besonders „eingeschränkt“ werden.
Offenkundig ging es dabei nicht nur darum, dass der Genosse einfach2.
da  war,  sondern  er  sollte  auch  wegen  seiner  Unterstützung  der
revolutionären  Jugendorganisation  REVOLUTION  gleich  mit
verurteilt werden. Bezeichnenderweise sprach das Gericht über ihn
oft  nicht  als  Teilnehmer  einer  Demonstration,  sondern  als  deren
„Mitglied“.  Die  Aufschrift  seiner  Fahne  hatte  der  Polizist  und
Hauptzeuge gut in Erinnerung, während er sich an den Schriftzug
auch  nur  irgendeines  Transparentes,  das  die  DemonstratInnen
zeigte,  nicht  erinnern  wollte.
Das hohe Strafmaß wurde damit begründet, dass der Genosse nicht3.
nur zwei Taten begangen hätte, sondern dass diese im Rahmen des
Ersten Mai besonders schwer wiegen würden. An diesem Tag wären
Krawalle und Gewalt von Linken angesagt – und in diesem Sinne
wäre  das  Strafmaß  auch  im  Rahmen  einer  „Generalprävention“
gerechtfertigt. Es geht hier also nicht darum, die angebliche Tat wie
jede  zu  prüfen  oder  zu  beurteilen,  sondern  es  handelt  sich
offenkundig  um  ein  politisches  Urteil  zur  Abschreckung



kämpferischer  und aktiver  AntifaschistInnen und AntirassistInnen.
Die Klassenjustiz lässt grüßen.
Das Gericht erklärte außerdem auch, dass der Grundsatz „Im Zweifel4.
für  den  Angeklagten“  in  diesem Fall  nicht  zur  Geltung  kommen
würde,  da es  erstens keinen Zweifel  an der  Glaubwürdigkeit  des
Zeugen gäbe, der sich allenfalls in nachvollziehbare „nebensächliche“
Widersprüche  verstrickt  habe.  Zweitens  –  und  das  mache  seine
Aussage  besonders  glaubwürdig  –  wäre  die  Polizei  schließlich
unparteiisch, weil „eigentlich“ unbeteiligt und nur auf den „Schutz
der Demokratie“ aus,  der auch für AfD, NPD und Co. und deren
rassistische Hetze gelte.
Offenkundig  sind  manche  vor  Gericht  eben  gleicher  als  andere.5.
Verwundert sollten wir freilich nicht sein, vielmehr manifestiert sich
der Klassencharakter des Staates hier im Gerichtssaal. Die Aussage
eines Staatsdieners steht über der eines „normalen“ Staatsbürgers,
gerade weil  der Apparat  als  über den Klassen stehend erscheint.
Diese Ideologie von der „Neutralität“ des bürgerlichen Staates bildet
gewissermaßen die Grundlage dafür, dass der Beamte dem Gericht
als  besonders  „glaubhaft“  erscheint,  da  er  die  „Neutralität“  des
Staatsapparates verkörpere, während der Angeklagte seine eigenen
Interessen verfolge. Daher im Zweifel für die Anklage!
Schließlich konnte das Gericht auch nicht umhin, seinem Urteil eine6.
ausreichende und präventive „Abschreckungswirkung“ zu attestieren
und  dem  Verurteilten  auch  noch  einige  Belehrungen  in  Sachen
Demokratie  hinterherzuschicken.  Mit  „Krawallaktionen“  würde  er
nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  seiner  Sache  schaden  und
Menschen  von  der  Teilnahme  an  antirassistischen  Aktionen
abschrecken.  Daher:  Antirassismus  und  Antifaschismus  sind  eine
tolle demokratische Einstellung, solange ihr den Anordnungen von
Polizei  und  Versammlungsbehörden  folgt  und  die  Rechten  nicht
weiter stört!

Das Schandurteil zeigt also: Auf Polizei und Justiz können wir uns im Kampf
gegen den Rechtsruck nicht verlassen. Sie schützen vielmehr RassistInnen
und FaschistInnen; sie  versuchen, den Widerstand zu kriminalisieren, und



AktivistInnen einzuschüchtern.

So wichtig und richtig es ist,  auch mit juristischen Mitteln gegen solche
Verurteilungen  vorzugehen,  verlassen  dürfen  wir  uns  auf  sie  nicht!
Entscheidend  ist  vielmehr  die  Solidarität  mit  dem  Genossen  und  allen
anderen AntifaschistInnen und AntirassistInnen, die von Repression betroffen
sind. Entscheidend ist es vor allem, den Kampf gegen Faschismus, Rassismus
und  Rechtspopulismus  mit  dem  gegen  das  kapitalistische  System  zu
verbinden   –  organisiert,  kämpferisch  und  massenhaft!

Gegen  Repression  und
Denunziation  –  Solidarität  mit
den  Betroffenen  der
Hausdurchsuchungen!
Erklärung von ArbeiterInnenmacht und Revolution

Am  27.6  gab  es  Hausdurchsuchungen  und  weitere  Repression  gegen  9
Wohnungen & angebliche AktivistInnen der zuvor aufgelösten Gruppierung
„Jugendwiderstand“.  Dem  ging  eine  weitreichende  Outing-Kampagne,
initiiert von einem „antideutschen“ Blog und unterstützt durch die Berliner
Zeitung „Tagesspiegel“, voraus.

Diese Repression und die Kriminalisierung der AktivistInnen muss von der
Linken  in  Deutschland  und  international  verurteilt  werden.  Ebenso  das
Outing und die Zusammenarbeit mit den Organen des bürgerlichen Staates.
Bei allen Differenzen, die es von unserer Seite mit der Theorie & Praxis des
Jugendwiderstands gab und gibt, so müssen wir sie vor der Kriminalisierung
und Repression des Staates verteidigen.
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Gerade die Art der Anschuldigungen, die zur Anzeige & Hausdurchsuchung
führten, müssten für internationalistische Linke ein klarer Grund sein, sich
solidarisch zu zeigen. Den angeblichen Mitgliedern des Jugendwiderstands
wird  vorgeworfen,  eine  pro-palästinensische  Veranstaltung  in  Berlin  der
Aktivistin  Nariman  al-Tamimi  (der  Mutter  von  Ahed  Tamimi)  vor
Provokationen geschützt zu haben. Der zweite Vorwurf ist ein „Übergriff“
gegen  den  faschistischen  Heß-Gedenkmarsch  2017,  bei  dem  einer  der
Neonazis  wohl  mehr  Gegenwehr  bekommen  hat,  als  es  dem  deutschen
„Rechtsstaat“ lieb ist.

Während  wir  die  Gewalt  seitens  ehemaliger  JW-Mitglieder  gegenüber
anderen Linken zwar scharf ablehnen, sollte die Solidarität in diesem Fall
angesichts dieser Vorwürfe selbstverständlich sein. Die Linkspartei in Berlin
sieht  das  leider  nicht  so  und hat  durch ihren innenpolitischen Sprecher
Schrader mitteilen lassen, dass die Linksfraktion die Repressionsmaßnahmen
unterstütze. Wir rufen alle GenossInnen der Linkspartei und der Linksjugend
[solid]  dazu  auf,  dies  zu  skandalisieren,  in  Basisorganisations-Treffen
einzubringen und den Beschluss und Stellungnahme abzulehnen! Gemeinsam
mit anderen Gruppen haben Arbeiter_innenmacht und Revolution ferner eine
weitere Erklärung gegen Repression und Verleumdung verabschiedet,  die
weitere Angriffe sogenannter „Antideutscher“ verurteilt:

Internationale  Solidarität  gegen  die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“  –  Antizionismus  ist  kein  Antisemitismus!

Als  InternationalistInnen  müssen  wir  jeglicher  Denunziation  und  den
Einschüchterungs- und Kriminalisierungsversuchen entgegen stehen. Gerade
in  Zeiten  des  Rechtsrucks  und  eines  sich  formierenden  autoritären
Polizeistaates.  Der bürgerliche Staat darf  nie unser Mittel  im politischen
Kampf gegeneinander sein. Wenn uns gleichzeitig monatlich neue Beweise
und Skandale von nationalistischen bis  faschistischen Netzwerken in den
deutschen Gewaltorganen präsentiert  werden,  dann müssen wir  jeglicher
Kriminalisierung der Linken gemeinsam entgegen stehen, auf der Straße, vor
den Gerichten, in den Stadtteilen – im Klassenkampf!
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> Für die Einstellung aller Ermittlungen gegen die Sympathisierenden des
ehemaligen JW!

>  Für  Rückgabe  der  entwendeten  Gegenstände,  für  finanzielle
Entschädigung!

>  Keine  Denunziation  und  Zuarbeit  zu  bürgerlicher  Presse,  Bullen  und
Faschos!

> Gemeinsam gegen Repression und Kriminalisierung!

Internationale Solidarität gegen
die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“ – Antizionismus
ist kein Antisemitismus!
Gemeinsame  Erklärung  internationalistischer  Gruppierungen  und
Organisation,  13.  Juni  2019

Angriffe auf internationalistische, antikapitalistische und antiimperialistische
Kräfte  mehren  sich  besonders  in  den  letzten  Monaten.  Sogenannte
„Antideutsche“ hetzen gegen alle fortschrittlichen linken, demokratischen,
sozialistischen und kommunistischen Kräfte, die Kritik an der israelischen
Politik  und  deren  Unterstützung  durch  den  deutschen  und/oder  US-
amerikanischen  Imperialismus  üben.  Erst  recht  denunzieren  sie  jede
Solidarität mit dem Widerstand der Palästinenser_innen und antizionistischer
Kräfte.

Mit dem Vorwurf „Antizionismus“ sei „Antisemitismus“ wird die steigende
rechte Gefahr für Leib und Leben in Deutschland und Israel für Linke und
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MigrantInnen  relativiert  und  der  reale  wachsende  Antisemitismus  der
Rechten  verharmlost.  Der  zentrale  Zweck  der  Kriminalisierung  von
AntizionistInnen ist  jedoch,  jede Kritik  an Israel  und der  deutschen pro-
zionistischen Außenpolitik,  jede  Solidarisierung mit  der  palästinensischen
Bevölkerung  und  tendenziell  auch  jede  Kritik  an  imperialistischen
Interventionen  im  „Nahen  Osten“  mundtot  zu  machen.

Dafür unterstützen die „Antideutschen“ ausgemacht rechte und rassistische
Regierungen, wie in Israel und den USA und versuchen, jede Kritik an diesen
Staaten  als  antisemitisch  zu  denunzieren,  selbst  jene  jüdischer
Antizionist_innen.

Die sog. „Antideutschen“ beschränken sich dabei nicht nur auf Hetze in Wort
und Schrift, sondern greifen auch auf andere Mittel zurück.

Ausschluss  von  oder  Ausschlussdrohungen  gegen  missliebige/n
Organisationen  aus  linken  Bündnissen.  Davon  waren  und  sind
zahlreiche  Gruppierungen  wie  z.B.  MLPD,  ArbeiterInnenmacht,
REVOLUTION,  BDS  Berlin,  Bonner  Jugendbewegung,  F.O.R.
Palestine,  Jugendwiderstand  und  andere  internationalistische
Gruppierungen…  betroffen.
Denunziation von Antizionist_innen in öffentlichen Institutionen bis
hin zur Drohung von Entlassungen und Zusammenarbeit  mit  dem
Verfassungsschutz (z.B. durch „Recherche-Besuche von AutorInnen
des Portals „Ruhrbarone“).
Versuch der Kriminalisierung ganzer Gruppierungen und Kampagnen
wie z.B. von BDS in Zusammenarbeit mit reaktionären Kräften.
Physische Gewalt oder Drohungen gegen internationalistische oder
antiimperialistische Kräfte, Blöcke oder Personen (vor kurzem gegen
den  antiimperialistischen  Block  in  Hamburg  oder  gegen  Kerem
Schamberger in Marburg).
Ausgrenzung antizionistischer Positionen in den Gewerkschaften, der
Sozialdemokratie und auch in der Linkspartei.

Dabei  geht  das  sogenannte  „antideutsche“  Spektrum  im  Kontext  des
aktuellen  politischen  Rechtsrucks  selber  in  eine  zutiefst  rassistische



Richtung:  Autoren  wie  Justus  Wertmüller  und  Thomas  Maul  (von  der
Zeitschrift „Bahamas“) betreiben aktive Unterstützung für die AfD bei deren
anti-muslimischem  Rassismus  oder  auch  für  den  rassistischen  Mob  von
Chemnitz. Doch auch die weniger „extremen“ Teile dieses Spektrums üben
sich  im  politischen  Angriff  gegen  Linke,  Antirassist_innen  und
Internationalist_innen und in deren Verleumdung als „Antisemit_innen“.

Eine solche Politik behindert aktiv die Formation von Widerstand gegen den
bundesdeutschen Rechtsruck und spielt letztlich rechten Kräfte in die Hände,
die nicht nur in den Parlamenten, sondern auch auf der Straße zunehmend
erstarken und zur wachsenden Gefahr für uns alle werden.

Statt Spaltung und Diffamierung braucht der Kampf gegen rechts, gegen
Sexismus, Rassismus und Nationalismus heute mehr denn je Solidarität und
gemeinsame Aktionen von uns Lohnabhängigen, MigrantInnen, Jugendlichen,
Frauen,  LGBTIAs,  SchülerInnen  und  Studierenden.  Wir  sehen  keinen
Widerspruch darin, gemeinsam gegen Rassismus auf die Straße zu gehen
und trotzdem diverse  politische  Positionen  zu  verschiedenen  Themen zu
vertreten.

Gemeinsam  gegen  Ausgrenzung  und
Diffamierung
Gegen  die  Ausgrenzungspolitik,  Diffamierungen  und  Angriffe  von
„Antideutschen“  werden wir  uns  daher  in  Zukunft  gemeinsam zur  Wehr
setzen – trotz unserer politischen Unterschiede.

All  jene,  die  unter  Antifaschismus  nicht  nur  eine  Szene,  sondern  eine
ernstgemeinte  politische  Praxis  verstehen,  fordern  wir  auf,  mit  uns
gemeinsam  gegen  diese  Kampagne  anzukämpfen.  Wir  lassen  uns  nicht
bürokratisch und willkürlich aus Bündnissen und von Aktionen ausgrenzen.
Wir lassen uns nicht unsere Rede- und Propagandafreiheit nehmen!

Wir  werden  weiterhin  die  rassistische  und  nationalistische  Politik  der
israelischen Regierung und deren Unterstützung durch den deutschen und
US-Imperialismus bekämpfen. Wir werden weiterhin gegen Kriegstreiberei



und  Interventionen  auftreten  .Wir  werden  unsere  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Widerstand  und  den  antizionistischen  Kräften  bekunden.

Die  Kriminalisierung  antizionistischer  Kräfte  in  Deutschland  stellt  ein
Pilotprojekt dar, in Zukunft jede politische Bewegung, die die Außenpolitik
der deutschen Regierung und die imperialistische Interessen kritisiert, zu
unterdrücken.  Türkische  und  kurdische  linke  Organisationen  werden  mit
Hausdurchsuchungen,  Verhaftungen,  Verboten  und  Terrorismusvorwürfen
konfrontiert. In Zukunft sind beispielsweise ähnliche Vorgehen gegen linke
Bewegungen vorstellbar,  die  sich gegen eine militärische Intervention in
Venezuela stellen oder gegen die rechte Regierung in Brasilien.

Der Kampf gegen palästinensische Organisationen stellte daher einen Teil
des Kampfes gegen die gesamte internationale Linke dar.

Daher  rufen  wir  alle  internationalistischen  Kräfte  in  der  Linken  und
ArbeiterInnenbewegung  auf,  sich  gemeinsam gegen  die  Denunziation  zu
wehren.

Wir,  die  unterzeichnenden  Organisationen  und  Bündnisse,  wollen  unsere
Kräfte  gegen  zukünftige  Angriffe  von  sog.  Antideutschen  bündeln  und
gemeinsam allen Ausgrenzungsversuchen entgegentreten.

Kein  Ausschluss  internationalistischer,  anti-imperialistischer  und
ant iz ionist ischer  Kräfte  aus  l inken  Bündnissen  oder
ArbeiterInnenorganisationen!
Solidarität mit allen linken Gruppierungen oder Einzelpersonen, die
wegen  ihrer  internationalistischen,  solidarischen  Haltung
kriminalisiert,  entlassen  oder  denunziert  werden  sollen!
Gemeinsamer  Schutz  linker  Veranstaltungen  und  Blöcken  gegen
(angedrohte)  physische  Angriffe  und  Provokationen  sog.
Antideutscher!

Ihren  Diffamierungskampagnen,  Ausschlüssen  und Verleumdungen setzen
wir unsere internationale Solidarität entgegen! Der Kampf gegen rechts kann
erfolgreich sein, wenn wir anfangen, uns gegen die Spaltungsversuche und
Diffamierungen zu wehren, und gemeinsamen Widerstand organisieren.
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Solidaritätskomitee Katalonien Berlin

Europa  hat  gewählt,  doch  wer
hat gewonnen?
Felix Sommer

Juni 2019

Vom 23. Bis zum 26. Mai haben die EU-Bürger_Innen ein neues Parlament
gewählt. In diesem Artikel wollen wir die einzelnen Fraktionen, in die sich
die  nationalen  Parteien  eingliedern,  kurz  vorstellen  und  einen  Ausblick
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geben, wie die Wahl sich auf die Politik der EU in den kommenden Jahren
auswirken  wird.  Vorweg  ist  es  jedoch  wichtig  zu  verstehen,  dass  die
Europäische  Union  seit  Längerem  in  der  Krise  steckt.  Ursprünglich
gegründet, um an der Vorherrschaft der USA zu kratzen, ist sie aktuell in
viele  unterschiedliche  Positionen  zersplittert  und  kann  sich  auf  Wenig
einigen. Das liegt zum einen an der Vormachtstellung von Frankreich und
Deutschland  sowie  den  Spardiktaten,  die  sie  Ländern  wie  Griechenland
auferlegt  und selber  daran verdient  haben.  Zum anderen gab es  in  den
einzelnen Ländern einen Rechtsruck und gerade in der Frage der Migration
gibt  es  viel  Spaltpotenzial,  da  jede_r  seine  eigene  Position  durchsetzen
möchte. Der Grundwiderspruch ist der, dass es keine langfristige Einigung
von verschiedenen kapitalistischen Staaten geben kann, die immer in erster
Linie Konkurrenten sein müssen.

Die Ergebnisse

Die stärkste Fraktion bildet weiterhin die Europäische Volkspartei (EVP), die
Fraktion der CDU und CSU, aber auch der ÖVP und der ungarischen Fidesz
von  Victor  Orban.  Die  EVP  ist  innerlich  stark  zerstritten.  Viele  Länder
kritisieren  die  CDU  und  Merkel  für  ihre  Rolle  in  der  Aufnahme  von
Geflüchteten  im  Sommer  2015,  insbesondere  Vertreter_Innen  aus  den
nationalkonservativen Strömungen wie Polen und Ungarn. Dieser Konflikt ist
der Ausdruck von unterschiedlichen Interessen des Großkapitals und den
„abgehängten“ Teilen der Bourgeoisien, die sich einen stärkeren Fokus auf
den Nationalstaat wünschen. Wie scharf dieser Kampf geführt wird, konnte
man  an  der  Blockade  Polens  und  Ungarns  in  der  Frage  des  EU-
Ratspräsidenten sehen, als Polen und Ungarn den eigenen Spitzenkandidaten
Weber von der CSU abgelehnt haben.

An zweiter Stelle im EU-Parlament sind die Sozialdemokraten S&D, denen
die deutsche SPD angehört. Wie wir es auch bei deutschen Wahlen in den
letzten Jahren beobachten konnten haben die Sozialdemokraten europaweit
verloren. Lediglich in Spanien, Portugal und Schweden haben die Parteien
der  S&D mehr Stimmen bekommen als  2014.  Doch insgesamt geht  ihre
Wähler_Innenschaft zurück und damit auch ihr Einfluss in der EU.



Drittstärkste Kraft sind nach wie vor die Liberalen. Nach der Umbenennung
der Fraktion stellen sie sich als neue Reformer_Innen und Vordenker_Innen
gegen den Rechtsruck und Zerfall der EU dar. Prozentual konnten sie damit
auch den stärksten Zuwachs aller  Fraktionen verzeichnen.  Die  Liberalen
konnten besonders in Großbritannien einen massiven Zuwachs verzeichnen.
Die Liberaldemokraten fordern eine zweite Abstimmung über den Brexit und
konnten somit viele Stimmen gewinnen. Für die Europäische Union haben
die  Liberalen  jedoch  keine  fortschrittlichen  Lösungen,  was  man
beispielsweise an den Äußerungen der FDP in Deutschland zu Themen wie
dem Klimaschutz sieht.

An vierter Stelle kommt die Grüne/EFA. Die Grünen gehen eine Allianz mit
Parteien für Nationale Selbstbestimmung ein, was ihre starken Ergebnisse in
Schottland oder Katalonien erklärt. Deutschland ist das Land, wo die Grünen
wohl  am ehesten  für  ihre  Umweltpolitik  gewählt  wurden.  Die  Wahl  der
Grünen kann als Protest gegen die AfD und die Klimapolitik der aktuellen
Regierung  verstanden  werden.  Viele  aus  bildungsbürgerlichen  Schichten
sehen  in  den  Grünen  eine  Kraft,  mit  der  gegen  Rechtspopulismus  und
gleichzeitig gegen die Zerstörung der Erde gekämpft werden kann. Dass
Beides Quatsch ist, beweisen die Grünen regelmäßig hierzulande. Sie segnen
rassistische Gesetze der großen Koalition ab und waren mitverantwortlich für
die Abholzung des Hambacher Forst. Deswegen sollten wir nicht erwarten,
dass  die  Grünen  ihre  Versprechen  einhalten,  sondern  wenn  sie
Verantwortung tragen, ihre Ziele jederzeit Wünschen der Kapitalist_Innen
unterordnen.

Die Auswirkungen

Die Wahlen zeigen uns zum einen, dass

a) die Bürgerlichen sich weiter zersplittern und uneinig sind. Das bedeutet,
dass es unterschiedliche Kapitalinteressen gibt, die schwer zu vereinen sind.
Für uns bedeutet  das,  dass  die  Spannungen innerhalb der  Europäischen
Union zunehmen werden, die bei Hereinbrechen einer neuen Krise bis zum
Zerfall der EU führen können.



b) Der Rechtsruck der letzten Jahre hat sich auch in dieser Wahl wieder
bestätigt und stellt eine akute Gefahr dar. Aktuell ist das rechte Lager noch
zersplittert, aufgrund der Uneinigkeit untereinander. Würden sich jedoch alle
Parteien des rechten Spektrums in einer Fraktion vereinen, würden sie die
größte Fraktion im Europaparlament stellen. Die rechten Fraktionen werden
in  Zukunft  für  einen  Ausbau  der  Festung  Europa  und  noch  schärfere
Asylgesetze eintreten, wie es der italienische Außenminister Salvini aktuell
schon  präsentiert.  Mit  dieser  Politik  werden  sie  insbesondere  die
konservativen  Parteien  herausfordern  und  ihnen  Wähler_Innen  streitig
machen.

c) Die Führungskrise der Arbeiter_Innenklasse bleibt bestehen. So verliert
die Sozialdemokratie immer weiter Stimmen und die Linke (GUE/NGL) ist die
kleinste Fraktion und ebenfalls sehr zersplittert. Das liegt zum Großteil an
fehlender  Programmatik,  Anbiederung  an  die  Kapitalist_Innen  in  der
Vergangenheit  und  aktuell  an  die  Rechten  und  nationalistischen  Kräfte.
Letztlich  kann  diese  Führungskrise  nur  beantwortet  werden,  durch  den
Kampf für  neue revolutionäre Parteien im Rahmen einer Internationalen.
Diese muss für „Vereinigte sozialistische Staaten von Europa“ anstelle von
EU-Imperialismus und kapitalistischer Konkurrenz kämpfen.

Kommunal-  und  Europawahlen
in Sachsen: Eine letzte Warnung
Am 26.  Mai  waren auch in  Sachsen rund 3,3  Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, nicht nur das EU-Parlament zu wählen, sondern auch für die
Kommunalwahlen ihre Stimmen abzugeben. Im vorläufigen Endergebnis zu
den  Wahlen  wird  unmissverständlich  deutlich,  wovor  wir  schon  lange
warnen: Es gibt einen tiefgreifenden gesellschaftlichen Rechtsruck. Dieser
äußert  sich  nicht  nur  im Wahlsieg  der  Rechtspopulisten in  Ländern wie
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Frankreich,  Großbritannien  und  Italien,  sondern  schlägt  sich  auch  im
Ergebnis der „Alternative für Deutschland“ (ff.  AfD) wieder und tritt  am
heftigsten in Sachsen zum Vorschein: Die AfD ist in fast allen Landkreisen
sowie  in  Chemnitz  und fast  auch in  Dresden als  stärkste  Kraft  aus  den
Wahlen hervorgegangen. Lediglich im Vogtland und in Zwickau schaffte es
die CDU, den ersten Platz zu verteidigen. In Leipzig konnten die Grünen die
meisten Stimmen holen. In allen anderen Städten und Gemeinden erhielt die
AfD die meisten Stimmen und ließ die CDU erstmals hinter sich.

Nach dem derzeitigen Stand kommt die AfD bei der EU-Wahl insgesamt auf
25,3% der Stimmen in Sachsen  und konnte somit ihr Ergebnis im Vergleich
zu 2014 (10,1%) mehr als verdoppeln. Die CDU hingegen hat seit der letzten
Europawahl 11,5% einbüßen müssen und kam damit gerade mal auf 23%.
Dahinter landete DIE LINKE mit 11,7% (-6,6%) . Die Grünen kamen auf 8,6%
und die FDP konnte 4,7% der Stimmen erreichen. Die SPD wurde ebenfalls
abgestraft  und  hat  mit  aktuell  8,6% fast  die  Hälfte  ihrer  Wähler*Innen
verloren (Vgl. 2014: 15,6%). Die Satirepartei „Die Partei“ schaffte es auch in
Sachsen vor allem von der Schwäche der Linken zu profitieren und erzielte
hier bemerkenswerte 2,9%.

Falls  die  AfD  es  schafft  Ihr  derzeitiges  Ergebnis  zur  Landtagswahl  im
September zu verteidigen oder schlimmstenfalls sogar noch zulegt, lässt sich
eine Regierungsbildung durch CDU und AfD nicht ausschließen. Um dies zu
verhindern, müsste die CDU gemeinsam mit den Grünen, der SPD und FDP
eine  Koalition  eingehen,  die  jedoch  knapp  um  die  Regierungsmehrheit
bangen müsste. Unter Umständen würde notfalls DIE LINKE für die nötige
Mehrheit  sorgen  oder  sogar  eine  Regierungsbeteiligung  anbieten,  um
sozusagen eine „Demokratische Allianz“ gegen die AfD zu bilden. Eine solche
Koalition  würde  zweifellos  dem  Anschein  der  AfD  als  einzige  Anti-
Establishment Partei in die Hände spielen und die SPD und LINKE durch den
Ausverkauf der eigenen sozialen Basis schaden. Ob die CDU sich überhaupt
darauf  einlassen  würde,  ist   allerdings  ebenfalls  fraglich.  Es  wäre  auch
denkbar,  dass die CDU ihren derzeitigen Kurs ändert und sich doch auf
Gespräche mit der AfD einlässt, welche zusammen eine stabilere Mehrheit im
Landtag stellen könnten, als die erstgenannte Regierungsoption. Die Folgen



einer CDU-AfD Koalition in Sachsen wären schwerwiegend, gerade für uns
Jugendliche und Menschen mit Migrationshintergrund. Es ist nicht nur so,
dass dann eine rechtspopulistische, rassistische Partei mit in der Regierung
säße und als stärkste Kraft sogar den  Ministerpräsidenten stellen würde. Die
AfD leugnet außerdem offen den Klimawandel, ist gerade in Sachsen  eng mit
faschistischen Strukturen und militanten Neonazis vernetzt und gilt als einer
der  rechtesten  Landesverbände.  Neben  einer  Verschärfung  der
asylfeindlichen  Politik  und  einer  zunehmend  rassistisch  aufgeheizten
Stimmung  können  wir  uns  im  Falle  einer  CDU-AfD  Koalition  nach  den
Landtagswahlen auch auf Sozialkürzungen, den weiteren Ausbau des Polizei-
und  Überwachungsstaates,  die  zunehmende   Einschränkung  von
Grundrechten und Kriminalisierung von Linken und der FridaysForFuture-
Bewegung einstellen. Mit dem am 1. Januar 2020 in Kraft tretenden, neuen
Polizeigesetz hätte eine solche Regierung auf alle Fälle ein großes Repertoire
an Unterdrückungswerkzeugen zur Hand. Es ist nicht übertrieben davor zu
warnen, dass gerade die klimafeindliche und zu Teilen ultrarechte sächsische
AfD insbesondere  antirassistische Aktivist*Innen, streikende Schüler*Innen
und linke Gruppen mit harter Repression überziehen
würde.

Daher ist es jetzt um so wichtiger, Widerstand gegen die AfD zu organisieren
und  eine  antirassistische  und  soziale  Bewegung  gegen  den  Rechtsruck
aufzubauen. Hierbei könnte die aktuelle FridaysForFuture-Bewegung einen
wichtigen Beitrag leisten, indem sie auch offen gegen Rassismus und die AfD
Stel lung  bezieht.  Denn   Umweltschutz  bedeutet  Kampf  dem
Rechtsruck!Deshalb  organisieren  wir  zum 28.06.  einen  antirassistischen  
Schul- und Unistreik. Unter dem Motto #FridayAgainstRacism rufen wir vor
allem die Schüler*Innen, die sonst Freitags gegen den Klimawandel auf die
Straße gehen, aber auch die Studierenden und Auszubildenden dazu  auf, an
diesem  Tag  ein  deutliches  Signal  gegen  Rassismus,  Neoliberalismus,
Sexismus und eine  klimafeindliche  Politik  zu  setzen.  Wenn wir,  statt  im
Unterricht oder in den Hörsälen zu sitzen,  vor der Landtagswahl unsere
eigenen Positionen auf die Straße tragen, können wir uns als Jugendliche
Gehör verschaffen und ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsruck setzen.
Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen! Deshalb schreibt



uns an, kommt zu unseren Treffen, beteiligt euch an den Vorbereitungen,
gründet an euren Schulen, in den Betrieben und Unis Streikkomitees und
lasst uns  unmissverständlich klar machen, was wir Jugendlichen für eine
Zukunft haben wollen: nämlich eine lebenswerte Zukunft ohne Rassismus,
Abschiebungen  und  Sozialabbau.  Eine  Zukunft,  in  der  NS-Rhetorik,  der
Klimawandel  und  ein  autoritärer  Polizei-  und  Überwachungsstaat  der
Vergangenheit angehören. Also eine  Zukunft ohne Rechtspopulismus, eine
Zukunft ohne die AfD!

Get organized:
29.05. – Demo- und Streiktraining / How to strike?
19.06. – Diskussion „Umweltzerstörung & Rassismus“ / Streikvorbereitung
Jeweils 17 Uhr in Dresden im Zentralwerk, Riesaer Str. 32, Seminarraum (1.
Stock links)
28.06. – #FridayAgainstRacism – Schulstreik
Beginn: 12 Uhr am Goldenen Reiter

Landtagswahlen und Rechtsruck
in Sachsen
von Peter Böttcher

In  Sachsen  stehen  am  1.  September  die  Landtagswahlen  an.  Die
Umfragewerte für die AfD (derzeitig  rund 24 %), die ständig stattfindenden
rassistischen  Aufmärsche  und  Übergriffe  machen  eins  deutlich:  Der
Rechtsruck schreitet  in immer größeren Schritten voran und äußert sich
immer mehr auch auf der Straße wie beispielsweise in den Mobilisierungen
der rechten und faschistischen Kräfte in Chemnitz letztes Jahr. Die Linke
befindet sich immer noch in der Defensive oder ist gar passive Zuschauerin.
In Chemnitz haben FaschistInnen ihr wahres Gesicht gezeigt: Menschen, die
dem „deutschen“ Bild nicht entsprachen oder vermeintlich links aussahen,
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wurden  gejagt  und  zusammengeschlagen.  Die  Linke  war  vor  Ort  in  der
Unterzahl  und  konnte  somit  den  Rechtsextremen  nicht  ansatzweise  den
öffentlichen Raum streitig machen. Auch rechtsradikale Strukturen wie „Der
III.  Weg“ und die „Identitäre Bewegung“ profitieren vom Rechtsruck und
werden  immer  selbstbewusster,  treten  offen  auf  und  suchen  den
Schulterschluss  mit  der  AfD.

AfD und andere Rechte
Es besteht die Gefahr, dass die AfD nach den kommenden Landtagswahlen
stärkste Fraktion im Landtag wird. Unter Umständen wird sie dann mit der
CDU  gemeinsam  eine  Regierung  bilden.  Sofern  Christdemokratie,  FDP,
Grüne und SPD gemeinsam keine Mehrheit erreichen, könnte erstere mit der
AfD koalieren. Doch egal ob eine CDU-AfD-Regierung zustande kommt oder
nicht, die AfD wird die CDU weiter nach rechts drängen. Die Folgen davon
werden  schwerwiegend  sein.  Schon  jetzt  wird  im  Kabinett  das  neue
Polizeigesetz  (PVDG)  diskutiert  und  es  soll  noch  im  April  vom Landtag
verabschiedet  werden.  Nach  den  Wahlen  werden  mit  Sicherheit  weitere
repressive  Gesetze  und  der  Ausbau  des  Überwachungs-  und
Sicherheitsapparates folgen. Der alltägliche und staatliche Rassismus wird
noch offener zutage treten usw.

Zudem ist die AfD nicht die einzige Partei, die rechts von der seit über 25
Jahren regierenden CDU steht und zu den Landtagswahlen antritt. Neben der
Rechtsabspaltung von André Poggenburg, der Partei „Aufbruch deutscher
Patrioten“ (AdP), will sich auch die neu gegründete Partei von Frauke Petry
(„Die blaue Partei“ bzw. „Die Blauen“), welche sich selbst als rechts von FDP
und CDU, aber  links  von der  AfD stehend beschreibt,  zur  Landtagswahl
antreten. Beide Parteien rechnen sich gute Chancen aus, über die 5 %-Hürde
zu kommen. Außerdem tritt noch die NPD an, womit sich demnach insgesamt
vier rechts von der CDU stehende Parteien zu den Wahlen aufstellen lassen.
Inwieweit  und  ob  die  Abspaltungen  der  AfD in  Sachsen  überhaupt  eine
relevante Rolle bei den Landtagswahlen spielen werden, ist fraglich. Es wäre
auch denkbar, dass sich die neue Partei Poggenburgs zum Sammelbecken für
rechtsradikale und faschistische Kräfte entwickelt. Ob die Abspaltungen der



AfD  nach  den  Landtagswahlen  überhaupt  noch  eine  Perspektive  haben
werden oder ob sie genauso wie die liberal-konservative Partei von Bernd
Lucke (Liberal-Konservative Reformer/LKR, bis 2016: Allianz für Fortschritt
und  Aufbruch/ALFA)  in  der  Bedeutungslosigkeit  verschwinden,  wird  sich
zeigen. Klar ist jedoch, dass die AfD trotz ihrer internen Zerstrittenheit und
ihrer geschwächten Position infolge der Spaltungen nach wie vor die größte
rechte Gefahr für die Werktätigen und die organisierte Linke darstellt.

Wie kämpfen?
Um gegen den Rechtsruck und die AfD anzukämpfen, braucht es eine breit
aufgestellte, schlagkräftige linke Bewegung. Hierbei könnte die Partei DIE
LINKE mit ihrer Basis und ihren Mitteln eine entscheidende Rolle spielen.
Jedoch  ist  deren  Führung  bisher  nicht  darauf  aus,  ihre  Partei  darauf
vorzubereiten,  diese  Rolle  einzunehmen.  Ganz  im  Gegenteil:  Linke
Spitzenkandidaten wie Rico Gebhardt begreifen die eigene Partei nur als
„letzte  Bastion  des  Humanismus“  und  Teil  von  „Bürgerbündnissen“.  Sie
negieren jeglichen Klassenbezug des Kampfes gegen rechts – und damit auch
die  nötigen  Schritte,  um  eine  antifaschistische  bzw.  antirassistische
Einheitsfront und die ArbeiterInnenbewegung wieder aufzubauen und gegen
den Rechtsruck in Stellung zu bringen. Dies spielt letztlich der AfD weiter in
die Hände.

Darum muss  es  unsere  dringendste  Aufgabe sein,  mit  allen  Mitteln  und
Möglichkeiten  diesen  Rechtsruck  und  den  Siegeszug  der  Rechten,
insbesondere  den  der  AfD,  aufzuhalten.  Dabei  dürfen  wir  uns  nicht  auf
andere  linke  Organisationen,  wie  reformistische  Parteien  und  deren
opportunistische Führungen verlassen. Diese haben dem Rechtsruck bisher
nichts  effektiv  entgegensetzen  können  und  werden  auch  zukünftig  die
ArbeiterInnenbewegung und den antirassistischen Kampf in eine Sackgasse
führen.

Aber  zugleich  ist  es  notwendig,  die  Mitglieder,  UnterstützerInnen  und
WählerInnen der Gewerkschaften, von Linkspartei und auch der SPD für den
gemeinsamen Kampf gegen Rassismus, Faschismus und Rechtspopulismus zu
gewinnen.  Ohne  diese  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  fehlen  uns



schlichtweg die Kräfte, der AfD, den anderen rechten Parteien oder Pegida
wirksam und erfolgreich entgegenzutreten.

Wir  als  revolutionäre,  kommunistische  Jugendorganisation  müssen  klare
antifaschistische und antirassistische Positionen beziehen und alles tun, um
eine  Einheitsfront  aller  linken  Gruppen  und  der  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse  gegen  den  Rechtsruck  aufzubauen.  Wir  müssen  die
SchülerInnen in den Schulen, die Jugendlichen in den Ausbildungsstätten
und  Universitäten  organisieren,  denn  sie  sind  oft  diejenigen,  die  am
entschlossensten gegen Rassismus und Faschismus kämpfen wollen. Sie sind
zumeist  noch  nicht  durch  das  System  und  die  bürgerliche  Propaganda
korrumpiert worden und mögen nicht tatenlos zuschauen, wie sie in Zukunft
von RassistInnen (oder gar FaschistInnen) im Nadelstreifen regiert werden.
Darum arbeiten wir in Sachsen derzeitig aktiv mit anderen Jugendlichen an
der Durchführung einer gemeinsamen antirassistischen Kampagne.  Unser
Ziel  ist  es,  durch Aktionen, Kundgebungen, Veranstaltungen u.  v.  m. vor
allem  SchülerInnen  zu  erreichen  und  bei  der  Selbstorganisation  in  den
Schulen  zu  unterstützen.  Der  Höhepunkt  unserer  Kampagne  soll  ein
Schulstreik  Ende  Juni  werden.  Wir  wollen  versuchen,  dabei  alle
interessierten  Jugendlichen  und  linken  Gruppen,  die  ebenfalls  die
Notwendigkeit des Aufbaus einer antirassistischen Aktionseinheit erkennen,
mit einzubeziehen.

Am 1. Mai will die NPD in Dresden aufmarschieren. Wir befinden uns derzeit
mit anderen Jugendlichen und linken Jugendorganisationen in der Planung
und im Austausch darüber, wie wir es schaffen, uns den FaschistInnen in den
Weg zu  stellen  und  dabei  gleichzeitig  auch  unsere  eigenen  Inhalte  und
Positionen auf die Straße zu tragen. Aktuell steht daher die Anmeldung einer
Demonstration  an,  die  vom  „Picknick“  der  Partei  DIE  LINKE  zum
Gewerkschaftshaus  führen  soll.  Wir  wollen  dabei  insbesondere  jene
Jugendlichen  und  ArbeiterInnen  erreichen,  denen  es  nicht  ausreicht,
Würstchen zu essen, während die FaschistInnen der NPD versuchen, uns
unseren  Tag  zu  nehmen.  Wir  werden  uns  im  Anschluss  an  unsere
Demonstration den Aktivitäten gegen den Naziaufmarsch anschließen und
deutlich  machen,  dass  der  Erste  Mai,  der  Kampftag  der  Arbeiter  und



Arbeiterinnen, rot bleibt!

Interview  mit  einer  linken
Aktivistin in Sachsen
von Leonie Schmidt

Du  bist  linke  Aktivistin  in  Sachsen  und  das  scheint  ein
besonders hartes Pflaster dafür zu sein. Wurdest du schon
mal wegen deiner politischen Meinung angefeindet?
Ja, klar. Das ist leider eine Sache, die mit dem Rechtsruck einhergeht. Rechte
Meinungen  werden  salonfähiger  und  dementsprechend  kommt  es  auch
immer mehr bei  jungen Leuten an.  Im Osten haben wir auch mit  einem
gewissen Antikommunismus zu kämpfen, weil manche Leute denken, dass
wir uns DDR und Stasi zurückwünschen, aber das hat für uns nichts mit
Kommunismus zu tun!

Welche  Erfahrungen  hast  du  mit
Lehrer_Innen/Ausbilder_Innen,  die  von  deinem  Aktivismus
mitbekommen haben?
Bisher  eigentlich  nur  gute.  Klar  stehen  sie  dem  etwas  misstrauisch
gegenüber  aber  beispielsweise  wurde  uns  von  einer  Lehrerin  sogar
angeraten zu den „Fridays For Future“-Demos zu gehen. Bei Freund_Innen
sieht das anders aus. Denen werden vom Direktor Repressionen angedroht,
wenn  sie  in  der  Schule  Flyern  oder  versuchen,  Schüler_Innenkomitees
aufzubauen.  Dagegen  müssen  wir  solidarisch  zusammenhalten  und
ankämpfen!

Wie  reagieren  deine  Freunde  darauf,  wenn  du  ihnen  von
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deiner politischen Meinung und Ansichten erzählst?
Die meisten sind schon interessiert und haben Bock, mit auf Demos oder
Treffen zu kommen. Sicherlich gibt es dumme Kommentare, wenn Treffen
und Demos plötzlich vor Chillen im Park geht. Aber wir machen Politik nicht
zum Spaß, sondern weil  sie notwendig ist!  Deshalb mache ich Politik im
Freundeskreis.  Auch wenn sich Leute falsch verhalten,  also zum Beispiel
sexistische  oder  rassistische  Kommentare  ablassen,  muss  man  darauf
eingehen  und  darüber  diskutieren.

Rechte Übergriffe werden mehr. Verzichtest du teilweise auf
die Teilnahme an Demos, weil du Angst hast, angefeindet zu
werden?
Eigentlich gehe ich sehr offen mit meiner Meinung um. Ich versuche aber
trotzdem, vorher einzuschätzen, wie Leute drauf reagieren könnten oder ob
sie  bestimmte  Symbole  tragen,  welche  darauf  schließen  lassen,  dass  es
gefährlich sein könnte, meine Meinung zu äußern. Oftmals ist aber nicht nur
körperliche Gewalt durch Nazis ein Problem, es kann auch sein, dass man
von  anderen  „linken“  Menschen  ausgegrenzt,  aus  Bündnissen  oder  von
Demos geschmissen wird, wenn man öffentlich den Staat Israel und seine
Politik kritisiert und mit  unterdrückten Palästinenser_Innen solidarisch ist.
Dies kommt meist von Antideutschen.

Also sind nicht nur Rechte und Nazis ein Problem sondern
auch vermeintlich linken Antideutschen?
Total. Leider sind sie aber überall dabei und können mit einem gepfefferten
Antisemitismusvorwurf viele eher bürgerliche Linke in ihr Boot holen. Viele
sagen dann, sie reden mit uns erst gar nicht, weil wir radikale Islamist_Innen
(also die Hamas) und Antisemit_Innen unterstützen würden. Was natürlich
Quatsch ist.

Und wie behindert dich das in deiner politischen Arbeit?
Es  kommt,  wie  bereits  erwähnt,  hauptsächlich  zu  Ausschlüssen  und
Gerüchten.  Aber  uns  wurde  auch  mit  körperlicher  Gewalt  gedroht.  Wir
wurden auch schon von solchen Leuten auf offener Straße angespuckt. Auch



in anderen Städten werden einzelne Aktivist_Innen gezielt angegriffen und
Veranstaltungen müssen vor Antideutschen geschützt werden.

Wie reagierst du in solchen Situationen?
Ganz wichtig:  Ob Faschos oder vermeintliche Linke,  die einen bedrohen:
Ruhig  bleiben  und  sich  nicht  einschüchtern  lassen.  Wenn  man  in  einer
Gruppe  unterwegs  ist,  sollte  man  kollektiv  reagieren.  Also  kollektive
Selbstverteidigung oder eben kollektives Zurückpöbeln. Wenn man alleine
ist,  kann man eher weniger machen,  außer sich vielleicht  Gesichter und
Namen merken. Wichtig ist, solche Angriffe öffentlich zu machen und sich
mit anderen angegriffenen Gruppen zusammenzuschließen.

Warum nicht einfach ohne Flyer und Fahne auf die Demo?
Ich bin ja nicht nur auf einer Demo, um ein Zeichen setzen. Es geht darum,
Leute für seine Politik zu gewinnen und eine breite Bewegung aufzubauen.
Das  geht  super  auf  Demos,  weil  da  viele  junge  politisch  interessierte
Menschen sind, aber es geht nur mit inhaltlichem Input wie Zeitungen und
einem  klaren  Erkennungsbild  wie  Fahnen.  Wenn  Jugendliche  zur  Demo
kommen, um bei uns mitzulaufen, wäre es doch mega bescheuert, die Fahnen
zu Hause zu lassen.

Warum bist du politisch aktiv?
Ich bin der Meinung, dass wir nur alle zusammen etwas erreichen können. So
wie  unsere  Welt  zurzeit  aussieht,  kann  sie  nicht  bleiben.  Unser
Wirtschaftssystem beutet  nicht  nur  uns  aus,  sondern  auch  Menschen  in
Halbkolonien,  es  gibt  Geflüchtete,  die  Schutz  vor  Krieg  und  Verfolgung
suchen, aber alles, was ihnen entgegenschlägt, sind Hass und Rassismus.
Frauen* und LGTBIA* Menschen werden weiterhin unterdrückt, verfolgt und
ihrer Rechte beschnitten. Die Umwelt wird im Kapitalismus immer weiter
zerstört werden. Ich bin sicher, dass wir in einer solidarischen, das heißt
sozialistischen Zukunft  leben können. Bloß wird uns das nicht geschenkt
werden, denn die Herrschenden hätten da etwas dagegen. Deswegen müssen
wir  dafür  kämpfen  und  selbst  aktiv  werden.  Wir  brauchen  eine  breite
Massenbewegung und da zählt jede_R Einzelne! Und nur weil es ein paar
Rückschritte, Angriffe oder Repressionen gibt, heißt es keinesfalls, dass wir



aufgeben sollten! Wir sollten uns zwar immer kritisch selbst hinterfragen,
aber  definitiv  nichts  einfach  hinschmeißen,  nur  weil  es  sich  anfühlt,  als
würden zurzeit  nicht  so  viele  Menschen unsere  Ideen  teilen.  Denn:  Wir
Jugendlichen haben nichts zu verlieren außer unserer Ketten!


